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Nach der Krise ist vor der Krise – Hilfe zur Erziehung JETZT stärken! 
 
Kinder und Jugendliche sind mit der Ausnahmesituation der Corona-Pandemie häufig allein gelassen. 
Sie sind einer Vielzahl von Gefährdungen ausgesetzt, weil die üblichen Systeme – wie zum Beispiel 
Schule – (Kindeswohl-)Gefährdungen nicht melden können.  
Rückmeldungen aus unserer Mitgliedschaft beschreiben verschiedenen Situationen mit denen sich 
unsere Träger während der Corona-Pandemie konfrontiert sehen. Diese Krise hat nachhaltige Folgen 
in den Einrichtungen der Erziehungshilfe.  
 
Unsere Träger erbringen gemäß § 3 Abs. 2 SGB VIII Leistungen der Jugendhilfe. Auch wenn diese 
Aufgabe laut Gesetz ebenfalls den öffentlichen Jugendhilfeträgern obliegt,  kommt den freien 
Trägern hierbei die maßgebliche Rolle zu. Einen hohen Anteil macht hierbei die Erbringung der Hilfen 
zur Erziehung aus, auf die Personensorgeberechtigte einen Anspruch gegenüber der zu Leistung 
verpflichteten öffentlichen Jugendhilfeträger haben. In der Krise zeigte sich jedoch, dass die 
Erbringung dieser maßgeblichen Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe für unsere Träger mit hohen 
finanziellen Risiken verbunden ist und Mitarbeiter*innen an die Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit 
bringt.  
 
Die Mitarbeiter*innen haben mit großen Engagement vielfältige Aufgaben anderer Dienste 
übernommen, damit Kinder und Jugendliche gut durch die Krise kommen. Ungeachtet ihrer eigenen 
physischen und psychischen Belastungssituationen waren die Mitarbeitenden für die Kinder und 
Jugendliche auch über das übliche Maß hinaus vor Ort. Wir sind uns dabei bewusst, dass es einen 
Unterschied zwischen dem ersten und zweiten Lockdown gibt. Das hohe Engagement Aller hat im 
zweiten Lockdown nachgelassen, weil sich viele allein gelassen fühlen. Bei den jungen Menschen, 
ihren Familien und den Mitarbeiter*innen setzt ein Ermüdungseffekt ein. 
  
Jetzt ist es an der Zeit auch den Blick zu den Einrichtungen, den Mitarbeitenden, den Kindern und 
Jugendlichen sowie deren Familien in der Kinder- und Jugendhilfe zu wenden.  
  
Corona wirkt wie ein Brennglas und weist auf die strukturellen Defizite der Kinder- und Jugendhilfe 
deutlich hin. Mit dem Blick auf die Mitarbeiter*innen und jungen Menschen konzentrieren wir uns 
auf drei wesentliche Arbeitsbereiche der Kinder- und Jugendhilfe: 

1. Stationäre Kinder- und Jugendhilfe 
2. Teilstationäre Kinder- und Jugendhilfe 
3. Ambulante Kinder- und Jugendhilfe.  

 
1. Stationäre Kinder- und Jugendliche 

In den stationären Hilfen zur Erziehung – zum Beispiel in Wohngruppen – konnten Kinder und 
Jugendliche zum Teil über Monate hinweg ihre Familien und Freunde nicht im üblichen Umfang 
treffen. Die jungen Menschen in den stationären Hilfen waren häufig auf digitale Medien 
angewiesen, um den Kontakt aufrecht zu erhalten. Ähnlich wie die Senior*innen in den 
Seniorenzentren vermissten auch die Kinder und Jugendlichen ihre sozialen Kontakte. Die 
pädagogischen Fachkräfte fingen die Sorgen und Ängste der jungen Menschen auf. Erzieher*innen, 
Kinder und Jugendliche wurden teilweise zur (Leidens-)Gemeinschaft. Die unterschiedlichen 
Quarantäneregelungen der Städte und Kommunen und die fehlenden allgemeinen Richtlinien für die 
Erziehungshilfe – erst ab der dreizehnten CoronaSchVo wurden die Hilfen zur Erziehung ansatzweise 
mitgedacht - haben das Zusammenleben deutlich erschwert.  
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Die Mitarbeiter*innen tragen FFP-2 Masken in ihrem Dienst zum Schutz Aller. Bei den Diensten der 
stationären Jugendhilfe handelt es sich häufig um 24-Stunden Dienste. Nur in wenigen Situationen 
sind mehrere Mitarbeitende gleichzeitig im Dienst. Dies bedeutet, dass Mitarbeitende mit Ausnahme 
der Nachtbereitschaftszeiten fast durchgängig mit diesen Masken arbeiten. Die physische Belastung 
der Mitarbeiter*innen ist dadurch erhöht.  
Die gesetzlichen Vorgaben bezüglich Gruppengrößen und Raumvorgaben sorgen für zusätzlichen 
psychischen Stress. Gruppen müssen geteilt werden, was dazu führt, dass Vorbereitungszeiten 
wegfallen und die Mitarbeitenden im durchgängigen Kontakt mit den jungen Menschen sind. Die 
fehlende Impfpriorisierung und das Wissen, dass die jungen Menschen ungeschützt sind potenzieren 
die Belastungen.  
 
Die stationären Angebote werden auch konfrontiert mit zum Teil plötzlichen Schulschließungen und 
Klassenquarantänen.  
Für die Kinder und Jugendlichen fand das Leben und Lernen plötzlich am selben Ort statt. Konflikte 
aus dem schulischen Kontexte wurden in die Gruppe getragen.  
Was heißt das für die Mitarbeiter*innen in Wohngruppen mit sieben bis zehn Kindern/Jugendlichen 
unterschiedlicher Klassenstufen und Schulformen? Plötzliche Schulschließungen oder 
Quarantänepflichten sind eine Herausforderung für eine gesicherte Dienstplanung in Wohngruppen. 
HomeSchooling bedeutet zusätzliche und flexible Dienstzeiten; Wohngruppen müssen vormittags ad-
hoc mit mehr Mitarbeiter*innen besetzt sein. Erzieher*innen werden zu Lehrer*innen und müssen 
damit ihre berufliche Rolle wechseln. An der Schnittstelle Wohngruppe – Schule gibt es viele 
Unklarheiten in Bezug auf Organisation und Absprachen. Die fehlende technische Ausstattung in der 
Schule und/oder in der Wohngruppe erschwert das Lernen von Kindern und Jugendlichen.  
 

 Es wird immer Situationen geben in den die stationären Hilfen flexibel agieren müssen. Wir 
benötigen daher einen Personalschlüssel, der diesen Ansprüchen gerecht wird.    

 
2. Teilstationäre Kinder- und Jugendhilfe 

Die teilstationären Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, zum Beispiel Tagesgruppen, mussten 
in der Pandemie flexibel agieren.  
 
Je nach örtlichen Vorschriften wurden Gruppen geteilt und es gab verlängerte Öffnungszeiten. Die 
Öffnungszeiten wurden den Schulzeiten angepasst. Gruppen wurden geschlossen und als virtuelle 
Tagesgruppe fortgeführt. Der Anteil der Eltern- und Familienarbeit über Telefon und Video hat sich 
stark erhöht; Hausbesuche und Familiengespräche fanden im Freien statt. Für viele Familien waren 
die Tagesgruppenmitarbeiter*innen die einzigen sozialen Kontakte. Die Mitarbeiter*innen standen 
unter hohem Druck, aufgrund dieser Kontakte rechtzeitig Entwicklungen hin zur 
Kindeswohlgefährdung zu sehen und gegen zu wirken. 
Dadurch hat sich der Personalaufwand stark erhöht. Die psychische Belastung des Personals hat stark 
zugenommen. 
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Die Mitarbeitenden sehen sich einem hohem Gefährdungspotential gegenüber. Es ist nicht 
kontrollierbar, zu wem die betreuten jungen Menschen außerhalb des erzieherischen Angebots 
Kontakte haben. Die Fachkräfte agieren oftmals zum Wohle der Kinder und über ihre eigentlichen 
Aufgaben hinaus. So beruhigen sie auch die Eltern, damit diese wieder den Blick auf ihre Kinder 
wenden können. Ihre eigenen Ängste und Sorgen haben oftmals keinen Platz, da Teamgespräche, 
Supervision und andere entlastende Zusammenkünfte untersagt waren.  
 

3. Ambulante Kinder- und Jugendhilfe 
Kinder und Jugendliche in den Hilfen der ambulanten Erziehungshilfe, zum Beispiel der 
sozialpädagogischen Betreuung in der Familie, sind einer besonderen Gefährdung ausgesetzt. Eltern 
sagen Termine mit den pädagogischen Mitarbeiter*innen aus Angst und Sorge einer Infektion ab. 
Kontakte zu den Familien können häufig nur über das Telefon gelingen, da digitale Medien in den  
 
Familien nicht im ausreichenden Maße vorhanden sind. Die Familiensituation ist so nur schwer 
einschätzbar. 
  
In vielen Fällen arbeiteten die Fachkräfte jedoch unverändert mit den Familien weiter. Mitarbeitende 
besuchen mehrere Familien am Tag, wodurch sie insbesondere in der Anfangszeit durch fehlende 
Schutzausrüstungen und unzureichende Testmöglichkeiten besonderen Gefahren ausgesetzt waren. 
Das Wissen, dass die einzelnen Mitarbeiter*innen, das Virus unentdeckt durch die Menge ihrer 
Kontakte verbreiten könnten, führt zu einer erhöhten Anspannung bei diesen. Ein vorgezogenes 
Impfangebot gab es nicht.  
 
Darüber hinaus gehen die Träger der ambulanten Kinder- und Jugendhilfe ein besonders hohes Maß 
an finanziellen Risiken ein. Terminabsagen der Familien führt zu einer Minderung der Auslastung. Die 
fehlende Auslastung ist durch den Kostenträger nicht abgesichert. Die Träger mussten hohe 
Einbußen verkraften, da die staatlichen Rettungspakete entweder nicht ausreichen oder bei unseren 
Trägern zu enormen Unsicherheiten führten, weil eine klare Auslegungslinie bei der Vielzahl der 
Jugendämter fehlt.  
 

 Die fehlende Auslastung in Krisen darf nicht zu Lasten der Träger gehen. Für die fehlende 
Auslastung in den ambulanten Hilfen muss es verbindliche und klare Regeln geben.  

 
Insgesamt haben sich die Problemlagen der Kinder, Jugendlichen und Familien durch Corona 
verstärkt. Erst allmählich werden die Auswirkungen der Pandemie auf junge Menschen deutlich. Wir 
rechnen in den nächsten Jahren mit deutlich komplexeren Problemfeldern bei jungen Menschen. Mit 
zunehmenden Lockerungen nehmen die Anfragen für alle Arten der Erziehungshilfe zu.  
 
Besonders belastend empfinden die Fachkräfte die Kooperation mit der Kinder- und 
Jugendpsychiatrie. Waren vor der Pandemie die Aufnahmen in einer Kinder- und Jugendpsychiatrie 
schwierig, so ist sie in Pandemiezeiten fast unmöglich geworden. Nur noch Kinder und Jugendliche in 
akuten Krisen werden aufgenommen. Dies bedeutet, dass junge Menschen mit einem 
psychiatrischen Bedarf nicht adäquat versorgt werden können. Für die Erzieher*innen bedeutet dies, 
dass Kinder und Jugendliche so lang wie möglich in den Erziehungshilfen zu unterstützen, da die 
Perspektive einer Entlassung keine Lösung sein kann. Dies ist eine besondere Belastung für Kinder 
und Jugendliche und deren betreuenden Fachkräfte in diesen unruhigen Zeiten.  
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Die insbesondere zu Beginn fehlende Teststrategie verunsicherte die Mitarbeiter*innen. Die 
heterogen, regionalen Impfangebote führen zu Unverständnis und innerhalb der Einrichtungen zu 
erheblichen Spannungen.   
 
Temporäre Krisen sind schon jetzt nicht mehr ausreichend zu kompensieren. Bedarfsorientierte 
Einstellungen sind, anders als in Wirtschaftsunternehmen, durch die Leistungsentgelte nicht 
refinanziert. Die Preise für die jeweiligen Leistungen können nur über Leistungsverhandlungen mit 
den öffentlichen Trägern der Jugendhilfe erhöht werden. Die Fachkräfte erfüllen in der Krise nicht 
nur die vereinbarten Leistungen, sondern übernehmen weitere notwendige Aufgaben, während das 
Leistungsentgelt gedeckelt ist.  
 
Bei allen belastenden Herausforderungen gibt es auch positive Entwicklungen in den Hilfen zur 
Erziehung. Trotz der Probleme und Herausforderungen, die das Homeschooling an Träger, 
Einrichtungen und Mitarbeiter*innen stellt, konnte beobachtet werden, dass viele Kinder und 
Jugendliche geradezu aufblühen, weil sie sich auf das Lernen besser konzentrieren können. 
Ungeahnte Fortschritte in den unterschiedlichen Bereichen konnten durch die kontinuierliche 
pädagogische Begleitung erzielt und neue Fähigkeiten entdeckt werden. Auch das ermöglicht 
Corona! 
 
Wir können den jungen Menschen danken, dass sie häufig ihre eigenen Bedürfnisse hinter das 
Gemeinwohl gestellt haben und auf vieles verzichtet haben. Wir haben Kinder und Jugendliche in den 
ambulanten, teilstationären und stationären Angeboten erlebt, die sich immer bemüht haben alles 
richtig zu machen, obwohl sie auch Frust erlebten, weil sie von der öffentlichen Seite nicht gesehen 
werden. Möglich wurde dies auch, weil die pädagogischen Fachkräfte vor Ort immer ein offenes Ohr 
für die Kinder und Jugendlichen haben.  
 
Obwohl es einen Rechtsanspruch auf Erziehungshilfe gibt und die Träger der Erzieherischen Hilfen 
einen Pflichtauftrag erfüllen, gibt es keine angemessenen Vorgaben. Die Basis für das Handeln sind 
stark divergierende rechtliche Regelungen. Die Hilfen zur Erziehung wurden häufig vergessen, was 
das Agieren in den Einrichtungen schwierig macht.  
 
Aktuell sind verschiedene Programme zum „Aufholen nach Corona“ vorhanden. Diese Programme 
setzen jedoch nur auf kurzfristige Hilfen.  
 
Nach der Krise, ist vor der Krise, daher fordern wir langfristige Veränderungen: 

 Soziale Teilhabe von Kindern und Jugendlichen in den Hilfen zur Erziehung 
o Dies bedeutet, dass Hilfen – zum Beispiel das Bildungspaket - für alle jungen 

Menschen gleichermaßen zugänglich sein müssen. Junge Menschen in den 
Erziehungshilfen dürfen den Anschluss, als sogenannte digital natives, nicht 
verpassen. Finanzmittel müssen für Ausstattung und Teilhabemaßnahmen zur 
Verfügung gestellt werden.  

 Angemessene Personalschlüssel 
o Die Hilfen zur Erziehung betreuen junge Menschen in psychosozialen Risikolagen und 

führen diese – wenn möglich – zurück in ihre Familien. Sie fangen in Krisenzeiten den 
Ausfall anderer Systeme auf und benötigen hierzu einen personellen Puffer, um 
kurzfristig akute Krisensituationen zu bewältigen. Während die Anforderungen an die 
Fachkräfte stetig steigen, nehmen die Angebote, die ebenfalls auf die wenigen 
Fachkräfte zugreifen zu. Angemessene Personalschlüssel in den Erziehungshilfen 
führen zu attraktiven Arbeitsbedingungen. 
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 Eigene fachliche und arbeitsrechtliche Konzepte für die Angebote der erzieherischen Hilfen  
o Dies bedeutet die Schaffung einheitlicher landesweiter Regelungen, die städte- und 

ämterübergreifende Gültigkeit hat.  Die arbeitsrechtlichen Regelungen stimmen mit 
der lebensweltlichen Realität in den stationären, teilstationären und ambulanten 
Hilfen nicht überein.  

 Finanzielle Absicherung in allen Angeboten der erzieherischen Hilfen 
o Dies bedeutet, dass alle Maßnahmen, die im Auftrag der öffentlichen Träger erfüllt 

werden, kostendeckend finanziert werden müssen.  
 
i.A. des Ausschuss Jugendhilfepolitik des ev. Fachverbandes Erzieherische Hilfen RWL 
Hilde Benninghoff-Giese, Anna Friedrich, Kerstin Schwabl, Detlef Wiecha  
 
 
 


